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Bonn, den 2. Mai 1950 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über den Beitritt 
der Bundesrepublik Deutschland zum 
Internationalen Weizenabkommen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage 1). 

Der Deutsche Bundesrat hat zur Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes in seiner Sitzung vom 28. April 1950 nach der 
Anlage 2 Stellung genommen. 

3 Überdrucke des Gesetzentwurfs und der Begründung sind bei- 
gefügt. 


In Vertretung 
Dr. Niklas 


Druck: Bonner Unlversltäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur. Bonn 
AUeln-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. SO 
und Wiesbaden. Nietzschestr. 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland 
zum Internationalen Weizenabkommen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Dem Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zum Internationalen 
Weizenabkommen vom 23. März 1949 wird zugestimmt. 


Artikeln 

(1) Das Abkommen wird nachstehend mit Gesetzeskraft ver- 
öffentlicht. 

(2) Der Tag, an dem es gemäß Artikel XXI für die Bundes- 
republik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 


Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


Das anliegend in Übersetzung beigefügte Weltweizenabkonimen 
vom 23. März 1949 hat den Zweck, den Überschußländern eine Ab- 
satzgarantie auf einer bestimmten Preisbasis und den Bedarfsländern 
eine Beschaffungsgarantie zu einem ebenfalls angemessenen Preis 
zu geben. 

Da Deutschlanci nach dem ZusammcnbrLich 1945 große Gebietsver- 
luste, insbesondere durcli die Abtrennung der Ostgebiete, erlitten 
hat, ist es heute auf die Einfuhr von mehr als 50 ‘*0 des Brotgetreide- 
bedarfs angewiesen. Die Bundesrepublik Deutschland ist deshalb aus 
zwingenden Gründen darauf angewiesen, von den Vorteilen des 
Weltweizenabkommens Gebrauch zu machen. 

Bisher wurde der von den Besatzungsmächten für Deutschland be- 
schaffte Weizen aus USA zu wesentlich höheren Preisen im Vergleich 
zu den im Weltweizenabkommen vorgesehenen Beträgen berechnet. 
Zur Zeit wird der aus Globaleinfuhren stammende Weizen noch 
mit 98 — 101 Dollar je t cif Hamburg berechnet, während der im 
Rahmen von Handelsverträgen aus anderen Ländern eingeführte 
Weizen zu einem Preis eingekauft wird, der zwischen 88 und 99 
Dollar liegt; demgegenüber würde sicli nach dem Anschluß an das 
Weltweizenabkommen bei einer Prclsgrundlage von 1.80 Dollar- 
cents je bushel für Nanitoba I ein durchschnittlicher Preis von 
82.50 Dollar je t - 346.50 DM cif Nordseehalen ergeben. 

Da die Weltmarktpreise erheblich über den deutschen Inlandspreisen 
liegen, sind umfangreiche Subventionsmittel zum Ausgleich dieses 
Preisunterschiedes erforderlich. Durch den Beitritt der Bundes- 
republik zum Weltweizenabkommen wird diese Belastung wesent- 
lich verringert. Die Einsparung beträgt mindestens 15 Dollar, also 
mehr als 60. — DM je t. Ein weiterer Vorteil liegt darin, daß im Falle 
einer Abnahmeverpflichtung im Rahmen des Abkommens nur der 
jeweils gültige Mindestpreis zu berechnen ist. 

Die im Abkommen vorgesehene Abnahmeverpllichtung für 
1,8 Mio t entspricht einem Anteil von rund 70 ^Vo des voraussicht- 
lichen langfristigen Gesamtbedarfs der westdeutschen Bundesrepu- 
blik. Diese Ziffer läßt noch genügend Raum zur Ausnutzung etwa 
sich bietender günstigerer Einkaufsmöglichkeiten, andererseits 
sichert sic jedoch für einen bedeutenden Teil des Einfuhrbedarfs auch 
in Zeiten eines knappen Weltangebotes mit steigender Preistendenz 
die Versorgung mit Brotgetreide zu einem verhältnismäßig günstigen 
Preis. Die preislichen Auswirkungen des Abkommens können erst 
mit der formellen Bestätigung des Beitritts, also nach Ratifizierung 
des Abkommens selbst durch die beteiligten Staaten, in Kraft treten. 
Es kommt deshalb entscheidend darauf an, daß diese Voraussetzun- 
gen so sdanell wie möglich geschaffen werden, damit außer den für 
den Rest des Wirtschaftsjahres noch zu erwartenden Einfuhrmengen 
nadi Möglichkeit noch die gesamte im Inland vorhandene Bundes- 
reserve an Weizen (z. Zt. rund 850.000 t) in das Weltweizenabkom- 
men einbezogen und damit der Vorteil der niedrigeren Preise des Ab- 
kommens für diese Menge noch nutzbar gemacht werden kann. 
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Anlage 2 


Der Erste Vizepräsident des Deutschen Bundesrates 

Bonn, den 28 . April 1950 

An den 

Herrn Bundeskanzler 


Unter Bezugnahme auf das Schreiben - BK 1223/50 - vom 4. April 
1950 beehre ich mich mitzuteilen, daß der Deutsche Bundesrat in 
in seiner Sitzung am 28. April 1950 gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, gegen den 

Entwurf eines Gesetzes über den Beitritt der 
Bundesrepublik Deutschland zum Internationalen 
W eizenabkommen 

keine Einwendungen zu erheben. 

Kopf 
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